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An den 
Präsidenten des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Klaus Schlie 
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12. Januar 2022 

Mein Zeichen:  

Entwurf einer Landesverordnung zur Neufassung der Ausländer- und Aufnahmever-
ordnung sowie der AsylbLG-Erstattungsverordnung 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den beiliegenden Entwurf einer Landesverordnung zur Neufassung der Ausländer- und 
Aufnahmeverordnung sowie der AsylbLG-Erstattungsverordnung übersende ich unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung 
mit dem Parlamentsinformationsgesetz zur Unterrichtung. 
 
Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig den zu beteiligenden Verbänden zur Anhörung zu-
geleitet worden 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Dr. Sabine Sütterlin-Waack 

 

 

Anlage Verordnungsentwurf 
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Entwurf einer  

Landesverordnung zur Neufassung der Ausländer- und Aufnahmever-

ordnung sowie der AsylbLG-Erstattungsverordnung 

 

Vom 

 

Aufgrund 

 

1. des § 8 Absatz 1 Satz 1 des Landesverwaltungsgesetzes, des § 28 Ab-

satz 1 Satz 1 des Landesverwaltungsgesetzes in Verbindung mit § 46 Ab-

satz 5 und § 51 Absatz 2 Satz 2 des Asylgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), zuletzt geändert 

durch Artikel 9 des Gesetzes vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2467), des § 58 

Absatz 6 des Asylgesetzes, des § 88 Absatz 3 des Asylgesetzes, des § 28 

Absatz 1 Satz 1 des Landesverwaltungsgesetzes in Verbindung mit § 71 

Absatz 1 Satz 2 und 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2467), des § 87 

Absatz 3 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes, und des § 23a Absatz 2 Satz 1 

des Aufenthaltsgesetzes sowie des § 25 Absatz 1 Satz 1 des Abschie-

bungshaftvollzugsgesetzes Schleswig-Holstein vom 5. April 2019 (GVOBl. 

Schl.-H. S. 78) verordnet die Landesregierung Artikel 1 § 1, § 2 Absatz 1 

Nummer 3 und 5, Absatz 2 und 3, §§ 3, 7 bis 16 und Artikel 3, 

 

2. des § 11 Absatz 1 Nummer 2 des Landesaufnahmegesetzes vom 

4. November 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 1282) in Verbindung mit § 15a Ab-

satz 4 Satz 5 und 6 des Aufenthaltsgesetzes sowie des § 11 des Landes-

aufnahmegesetzes verordnet das Ministerium für Inneres, ländliche Räume, 

Integration und Gleichstellung Artikel 1 § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4, 

§§ 4 bis 6, Artikel 2 und Artikel 3:  
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Artikel 1 

 

Landesverordnung zur Regelung von Aufgaben  

und Zuständigkeiten der Ausländerbehörden und  

bei der Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen sowie  

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern 

und zur Einrichtung und dem Verfahren einer Härtefallkommission  

(Ausländer- und Aufnahmeverordnung – AuslAufnVO) 

 

 

Teil 1 

Aufnahme und Zuweisung 

 

§ 1 

Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge  

 

Das Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge Schleswig-Holstein (Landesamt) 

besteht als Landesoberbehörde im Geschäftsbereich der für die Aufnahme von aus-

ländischen Flüchtlingen sowie Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern zuständigen 

obersten Landesbehörde fort. 

 

§ 2  

Zuständigkeiten und Aufgaben  

des Landesamtes  

 

(1) Das Landesamt ist zuständig für 

1. die Entscheidungen über die Zuweisung nach § 3 Absatz 1 Satz 1 und 

Satz 2 des Landesaufnahmegesetzes; 

 

2. die Veranlassung der Verteilung nach § 15a Absatz 1 Satz 5 des Aufent-

haltsgesetzes; 

 

3. die länderübergreifende Verteilung nach § 51 des Asylgesetzes; 

 
4. die Entscheidung über Anträge auf landesinterne Umverteilung; 

 

5. den Vollzug der Abschiebungshaft, Zurückweisungshaft, Zurückschie-

bungshaft und freiheitsentziehende Maßnahmen in der Abschiebungs-

hafteinrichtung.  

 

(2) Das Landesamt betreibt und unterhält  

1. die nach § 44 Absatz 1 des Asylgesetzes geschaffenen Aufnahmeeinrich-

tungen sowie diesen zugeordneten Unterkünfte (Gemeinschaftsunterkünfte 

des Landes nach § 53 des Asylgesetzes),  
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2. Aufnahmeeinrichtungen für Personen nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 bis 6 

des Landesaufnahmegesetzes und deren Angehörige nach § 1 Absatz 2 

des Landesaufnahmegesetzes und die diesen zugeordneten Unterkünfte, 

 

3. eine Einrichtung nach § 61 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes sowie 

 

4. eine Einrichtung zum Vollzug der Abschiebungshaft nach §§ 62, 62a des 

Aufenthaltsgesetzes (Abschiebungshafteinrichtung). 

 

Das Landesamt kann in die Aufnahmeeinrichtungen und zugeordneten Unterkünfte 

andere Personen als aus den in § 1 des Landesaufnahmegesetzes genannten Per-

sonenkreisen aufnehmen. Es kann sich bei der Unterbringung, Betreuung und Ver-

sorgung der untergebrachten Personen Dritter bedienen. 

(3) Das Landesamt nimmt die Aufgaben der Aufnahmeeinrichtungen nach dem Asyl-

gesetz wahr und erfüllt die Mitteilungspflichten gegenüber der zentralen Verteilungs-

stelle nach § 46 Absatz 4 und 5 des Asylgesetzes. 

 

§ 3 

Zuständigkeit der Ausländerbehörden 
 

(1) Ausländerbehörden im Sinne des § 71 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 

sind die Landrätinnen und Landräte für die Kreise und die Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeister für die kreisfreien Städte als Kreisordnungsbehörden, soweit in den 

Absätzen 3 bis 6 nichts Abweichendes geregelt ist. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit der Ausländerbehörden bestimmt sich nach § 31 Ab-

satz 1 Nummer 3 und 4 des Landesverwaltungsgesetzes. Abweichend hiervon ist für 

sich in Haft befindliche Ausländerinnen und Ausländer diejenige Ausländerbehörde 

zuständig, in deren Bezirk die Ausländerin oder der Ausländer ihren oder seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt zum Zeitpunkt der Inhaftnahme hat oder zuletzt hatte oder in 

Ermangelung eines solchen, in deren Bezirk sich die Notwendigkeit der erstmaligen 

aufenthaltsrechtlichen Amtshandlung ergibt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 ist das Landesamt Ausländerbehörde für Personen, die 

in Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 des Asylgesetzes zu wohnen haben, sowie für 

deren dort mit unterzubringende Angehörige nach § 1 Absatz 2 des Landesaufnah-

megesetzes, auch wenn diese keinen Asylantrag gestellt haben. Die Zuständigkeit 

beginnt mit der Weiterleitung nach § 18 Absatz 1 oder § 19 Absatz 1 des Asylgeset-

zes oder mit der Aufnahme in der Aufnahmeeinrichtung und endet, wenn der dort 

aufgenommenen Person vom Landesamt mitgeteilt worden ist, dass der Aufenthalt in 

der Aufnahmeeinrichtung nach §§ 48, 49 oder 50 des Asylgesetzes endet, und sie 

die Aufnahmeeinrichtung verlassen hat. Für Personen, die landesintern zunächst in 

eine den Aufnahmeeinrichtungen zugeordnete Unterkunft verteilt und zugewiesen 

werden, besteht die Zuständigkeit fort, bis ihnen mitgeteilt worden ist, dass der Auf-

enthalt in der Unterkunft endet, und sie diese verlassen haben. 
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(4) Abweichend von Absatz 1 ist das Landesamt Ausländerbehörde für in Aufnahme-

einrichtungen und zugeordneten Unterkünften unterzubringende Personen nach § 1 

Absatz 1 Nummer 2 bis 6 des Landesaufnahmegesetzes sowie für deren mit unterzu-

bringende Angehörige nach § 1 Absatz 2 des Landesaufnahmegesetzes. Die Zustän-

digkeit beginnt mit der Verpflichtung nach § 15a Absatz 2 Satz 1 des Aufenthaltsge-

setzes durch die Ausländerbehörden oder mit der Aufnahme in der Aufnahmeeinrich-

tung und endet, wenn der dort aufgenommenen Person vom Landesamt mitgeteilt 

worden ist, dass der Aufenthalt in der Unterkunft endet, und sie die Aufnahmeeinrich-

tung verlassen hat. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Dies gilt auch für andere Aus-

länderinnen und Ausländer, soweit sie in einer Aufnahmeeinrichtung oder zugeordne-

ten Unterkunft untergebracht sind und dies nicht lediglich in Amtshilfe geschieht. 

(5) Abweichend von Absatz 1 ist das Landesamt zuständige Ausländerbehörde nach 

§ 71 Absatz 1 Satz 5 des Aufenthaltsgesetzes.  

(6) Abweichend von Absatz 1 ist das Landesamt Ausländerbehörde für in einer Ein-

richtung nach § 61 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes untergebrachte Personen, die 

durch die zuständige Ausländerbehörde verpflichtet werden, in dieser Einrichtung zu 

wohnen. Die Zuständigkeit beginnt mit der Aufnahme in der Einrichtung nach § 61 

Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes und endet, wenn die aufgenommene Person das 

Bundesgebiet verlassen hat oder die Wohnsitzverpflichtung aufgehoben wurde und 

sie die Einrichtung verlassen hat. Die Zuständigkeit der bisher zuständigen Auslän-

derbehörde ruht während dieser Zeit und lebt nach Beendigung der Zuständigkeit 

des Landesamtes wieder auf.  

(7) Bestimmt sich die Zuständigkeit nach Absatz 3, sind für die räumliche Beschrän-

kung nach § 56 Absatz 1 des Asylgesetzes die Bezirke der Ausländerbehörden nach 

Absatz 1 maßgeblich. Befinden sich Teile von Aufnahmeeinrichtungen in den Bezir-

ken mehrerer Ausländerbehörden nach Absatz 1, besteht die räumliche Beschrän-

kung für den Bezirk der Ausländerbehörde, in dem sich der Teil befindet. 

 

§ 4 

Verteilung und Zuweisung auf die Kreise und kreisfreien Städte 

 

(1) Die Verteilung und Zuweisung der Personen nach § 1 des Landesaufnahmege-

setzes auf die Kreise und kreisfreien Städte erfolgt entsprechend deren Einwohner-

anteil an der Gesamtbevölkerung des Landes (Einwohnerschlüssel); § 323 des Lan-

desverwaltungsgesetzes gilt entsprechend. Im Einvernehmen und auf Antrag von 

Kreisen und kreisfreien Städten kann das Landesamt diesen außerhalb der quotalen 

Zuweisung  

1. Personen nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 des Landesaufnahmegesetzes, sofern 

sie über Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 604/20131 aufgenommen 

worden sind,  

 

                                                           
1 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung 

der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaats-
angehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist 
(Abl. L 180 S. 31, ber. 2017, ABl. L 49 S. 50) 
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2. Personen nach § 1 Absatz 1 Nummer 3 des Landesaufnahmegesetzes,  

 

3. Ausländerinnen und Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Ab-

satz 1 des Aufenthaltsgesetzes besitzen, 

 

zuweisen. 

(2) Personen nach § 1 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2, Nummer 3 Buchstabe a, 

Nummer 4, Nummer 5 und Nummer 7 des Landesaufnahmegesetzes und deren Ange-

hörige nach § 1 Absatz 2 des Landesaufnahmegesetzes können zunächst in die den 

Aufnahmeeinrichtungen zugeordneten Unterkünften verteilt und zugewiesen werden. 

(3) Bei der Zuweisung sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen im 

Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 des Asylgesetzes oder sonstige humanitäre Gründe 

von vergleichbarem Gewicht zu berücksichtigen. Andere wichtige Gründe, insbeson-

dere persönliche Belange der Zuzuweisenden, können berücksichtigt werden. 

 

(4) Sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem Gewicht liegen insbesondere vor:  

 

1. bei Belangen besonders schutzbedürftiger Personen im Sinne des Artikels 21 

der Richtlinie 2013/33/EU2; 

 

2. bei der unabweisbar benötigten Pflege von Eltern und nahen Angehörigen 

oder durch diese; 

 

3. bei Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung oder des Besuchs einer 

Berufsschule nach § 1 Absatz 3 Berufsschulverordnung vom 23. Juni 2016 

(NBl. MSB. Schl.-H. S. 132), zuletzt geändert durch Verordnung vom 

22. Juni 2021 (NBl. MBWK. S. 220); 

 

4. bei Aufnahme eines Vollzeitstudiums an einer staatlichen Hochschule, an einer 

staatlich anerkannten Hochschule oder an einer vergleichbaren Bildungsein-

richtung; 

 

5. bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel 

(§ 2 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes); 

 

6. bei einer Gefahrenlage, die insbesondere von Familienangehörigen oder an-

deren Personen aus dem persönlichen Umfeld ausgeht und deren Beseitigung 

eine Zuweisung in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Ausländerbehör-

de erfordert; eine solche Gefahrenlage liegt insbesondere vor bei  

 

a) sexueller oder  

 
b) häuslicher Gewalt. 

                                                           
2 Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von 

Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen (ABl. L 180 S. 96) 
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(5) Die Anzahl der nach dem Schlüssel nach Absatz 1 Satz 1 aufzunehmenden Per-

sonen mindert sich bei kreisfreien Städten mit Einrichtungen und Unterkünften nach 

§ 2 Absatz 2 für diesen Personenkreis jährlich um die durchschnittliche Anzahl der 

Unterbringungsplätze in den jeweiligen Einrichtungen und Unterkünften, höchstens 

jedoch um die Anzahl der nach der Quote aufzunehmenden Personen. 

 

§ 5  

Landesinterne Umverteilung 

 

(1) Auf Antrag der Ausländerin oder des Ausländers kann bei Vorliegen der in § 4 

Absatz 3 Satz 1 genannten Gründe eine landesinterne Umverteilung auf einen ande-

ren Kreis oder in eine andere kreisfreie Stadt erfolgen. § 4 Absatz 3 Satz 2 und Ab-

satz 4 gilt entsprechend. Eine landesinterne Umverteilung kann ferner erfolgen aus 

Gründen des öffentlichen Interesses, insbesondere der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung.  

(2) Bei der Entscheidung über die Umverteilung setzt sich das Landesamt mit der 

Ausländerbehörde, zu der die Umverteilung erfolgen soll, ins Benehmen. § 3 Absatz 1 

Satz 3 und Absatz 2 und § 4 des Landesaufnahmegesetzes gelten entsprechend. 

(3) Landesinterne Umverteilungen werden auf die Anzahl der nach dem Schlüssel 

nach § 4 Absatz 1 aufzunehmenden Personen angerechnet. 

 

§ 6 

Verteilung und Zuweisung auf die Ämter und amtsfreien Gemeinden 

 

(1) Die Kreise verteilen die von ihnen aufzunehmenden Personen, die nicht oder 

nicht mehr in einer in ihrer Trägerschaft stehenden Gemeinschaftsunterkunft unter-

gebracht werden, auf die amtsfreien Gemeinden und Ämter und weisen sie diesen 

zu.  

 

(2) Die Verteilung soll entsprechend deren Einwohneranteil und unter Berücksichti-

gung der Aufnahme- und Integrationsmöglichkeiten erfolgen; § 323 des Landesver-

waltungsgesetzes gilt entsprechend. § 4 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. Anträgen 

amtsfreier Gemeinden und Ämter auf eine über ihren Einwohneranteil hinausgehen-

de Zuweisung soll entsprochen werden. 

 

(3) Für amtsfreie Gemeinden und Ämter, in denen sich Einrichtungen und Unterkünfte 

nach § 2 Absatz 2 und 3 befinden, gilt § 4 Absatz 5 entsprechend. 

 

§ 7 

Aufenthaltsverpflichtungen 

 

(1) Ausländerinnen und Ausländer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Asylgesetzes, die 

nicht mehr in einer Aufnahmeeinrichtung nach § 47 Absatz 1 des Asylgesetzes 

wohnverpflichtet sind, können sich ohne Erlaubnis vorübergehend im Gebiet des ge-

samten Landes Schleswig-Holstein aufhalten.  
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(2) Die Verpflichtung zur Wohnsitznahme in einem Kreis, einer kreisfreien Stadt oder 

einer Gemeinschaftsunterkunft des Landes bleibt von der Regelung des Absatzes 1 

unberührt.  

 

§ 8 

Mitteilungen der Ausländerbeauftragten der Gemeinden 

 

Die Ausländerbeauftragten der Gemeinden sind zu Mitteilungen nach § 87 Absatz 1 

und 2 des Aufenthaltsgesetzes über eine Ausländerin oder einen Ausländer, die oder 

der sich rechtmäßig in der Gemeinde aufhält oder bis zum Erlass eines die Recht-

mäßigkeit des Aufenthalts beendenden Verwaltungsaktes dort rechtmäßig aufgehal-

ten hat, nur verpflichtet, soweit dadurch die Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben nicht 

gefährdet wird. 

 

Teil 2 

Härtefallkommission 

 

§ 9 

Härtefallkommission bei der für das Aufenthaltsgesetz zuständigen 

obersten Landesbehörde 

 

Bei der für das Aufenthaltsgesetz zuständigen obersten Landesbehörde wird eine 

Härtefallkommission im Sinne des § 23a des Aufenthaltsgesetzes eingerichtet. 

 

§ 10 

Zusammensetzung der Härtefallkommission 

 

(1) Die Härtefallkommission ist ein behördenunabhängiges Gremium, das sich aus 

jeweils zwei Vertreterinnen oder Vertretern  

 

1. der öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften, 

2. der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände, 

3. der Migranten- und Flüchtlingsorganisationen von überörtlicher Bedeutung, 

4. der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände und 

5. der für das Aufenthaltsgesetz zuständigen obersten Landesbehörde 

zusammensetzt. Für jedes dieser zehn Mitglieder ist zugleich eine Stellvertretung zu 

benennen. Die Benannten werden durch die für das Aufenthaltsgesetz zuständige 

oberste Landesbehörde als Mitglieder und stellvertretende Mitglieder der Härtefall-

kommission bestellt. Die Kommission soll paritätisch mit Frauen und Männern be-

setzt sein. Es ist anzustreben, dass Personen mit Migrationshintergrund in der Kom-

mission mitarbeiten. 
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(2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Kommission werden von den 

entsendenden Institutionen für den Zeitraum von zwei Jahren benannt. Eine wieder-

holte Benennung ist zulässig. Dabei haben die entsendenden Institutionen grund-

sätzlich je einen Mann und eine Frau zu benennen. 

(3) Der Vorsitz der Härtefallkommission obliegt einem auch in dieser Funktion zu be-

stimmenden Mitglied aus der für das Aufenthaltsgesetz zuständigen obersten Lan-

desbehörde. 

(4) Vertreterinnen und Vertreter der für aufenthaltsrechtliche Fragen zuständigen Ab-

teilung der für das Aufenthaltsgesetz zuständigen obersten Landesbehörde nehmen 

mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 

 

§ 11 

Geschäftsstelle, Vorprüfungsausschuss 

und Verfahrensgrundsätze der Härtefallkommission 

 

(1) Die Geschäftsstelle der Härtefallkommission wird bei der für das Aufenthaltsge-

setz zuständigen obersten Landesbehörde eingerichtet.  

(2) Es wird ein Vorprüfungsausschuss gebildet. Er setzt sich zusammen aus einer 

Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter der Geschäftsstelle und einem für die Dauer von 

einem Jahr durch die Kommission zu benennenden Mitglied nach § 10 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 bis 3. Es wird jeweils eine Stellvertretung benannt. 

(3) Die Härtefallkommission beschließt ihre Verfahrensgrundsätze. 

 

§ 12 

Verfahren 

 

(1) Die Härtefallkommission kann nur von Ausländerinnen und Ausländern angerufen 

werden, für die eine schleswig-holsteinische Ausländerbehörde zuständig ist. Dabei 

sind alle Gesichtspunkte darzulegen, die trotz einer bestehenden Ausreisepflicht die 

weitere Anwesenheit im Bundesgebiet aus dringenden humanitären oder persönlichen 

Gründen rechtfertigen können. Eine an die Härtefallkommission gerichtete Anrufung 

ist kein Rechtsbehelf. 

(2) Die Anrufung der Härtefallkommission ist ausgeschlossen, wenn die Ausländerin 

oder der Ausländer das Ziel in einem anderen aufenthalts- oder asylrechtlichen Ver-

fahren erreichen kann oder konnte. Dies gilt insbesondere, wenn ausschließlich Ge-

sichtspunkte vorgetragen werden, die im Rahmen eines Asylverfahrens oder Asyl-

folgeverfahrens zur Begründung der Furcht vor politischer Verfolgung gewürdigt wor-

den sind oder zu würdigen wären.  

(3) Die Anrufung ist schriftlich und in deutscher Sprache an die Geschäftsstelle der 

Härtefallkommission zu richten. Sie kann auch durch schriftlich bevollmächtigte Dritte 

gestellt werden. 

(4) Nach einer Beschlussfassung kann die Härtefallkommission in derselben Sache 

nur bei Vorliegen eines neuen Sachverhalts angerufen werden. 
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§ 13 

Vorprüfung durch die Geschäftsstelle der Härtefallkommission 

 

(1) Die Geschäftsstelle der Härtefallkommission prüft die Anrufung vor. 

(2) Die Geschäftsstelle der Härtefallkommission holt im Rahmen der Vorprüfung un-

verzüglich die Stellungnahme der zuständigen Ausländerbehörde ein und bittet, so-

weit erforderlich, bis zur Entscheidung durch die Härtefallkommission von aufent-

haltsbeendenden Maßnahmen abzusehen. 

(3) Nach der Vorprüfung legt die Geschäftsstelle die Anrufung der Härtefallkommis-

sion vor, regt gegenüber der Ausländerin oder dem Ausländer ergänzenden Vortrag 

an oder verwirft die Anrufung wegen offensichtlich fehlender Erfolgsaussichten in der 

Härtefallkommission. In Fällen, in denen sich die Geschäftsstelle zu keiner abschlie-

ßenden Beurteilung in der Lage sieht, trifft der Vorprüfungsausschuss die Entschei-

dung nach Satz 1; kommt kein einheitliches Votum zustande, legt er die Anrufung 

der Härtefallkommission vor. 

 

§ 14 

Beschlussfassung der Härtefallkommission 

 

(1) Die Härtefallkommission tagt in der Regel einmal im Monat. Die Sitzungen sind 

nicht öffentlich. Die Kommission ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß zur Sit-

zung eingeladen worden ist. Sie trifft ihre Entscheidung mit den Stimmen der Mehr-

heit der anwesenden Mitglieder. Stimmberechtigt sind die Mitglieder, im Verhinde-

rungsfall deren Stellvertretungen. 

(2) Von der Beschlussfassung ausgeschlossen sind Mitglieder, wenn die Tätigkeit 

oder die Entscheidung in der Angelegenheit ihnen selbst, ihren Ehegattinnen oder 

Ehegatten, ihren eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern, ihren 

Verwandten bis zum dritten oder Verschwägerten bis zum zweiten Grade oder einer 

von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person einen unmittelbaren 

Vorteil oder Nachteil bringen kann. Das gleiche gilt, wenn Mitglieder in einem aufent-

halts- oder asylrechtlichen Verfahren tätig geworden sind, in dem die Ausländerin 

oder der Ausländer beteiligt war.  

(3) Die Kommission kann zu der vorliegenden Anrufung die Ausländerin oder den 

Ausländer, deren oder dessen Bevollmächtigte oder die zuständige Ausländerbehör-

de anhören. 

(4) Die Härtefallkommission entscheidet nach Abwägung aller für und gegen das Be-

gehren sprechenden Gesichtspunkte. Sie würdigt dabei insbesondere auch diejeni-

gen Gesichtspunkte, die im Geschlecht der Ausländerin oder des Ausländers be-

gründet sind. Sie ersucht die für das Aufenthaltsgesetz zuständige oberste Landes-

behörde, die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis anzuordnen (Härtefallersuchen), 

wenn nach ihren Feststellungen dringende humanitäre oder persönliche Gründe die 

weitere Anwesenheit der Ausländerin oder des Ausländers im Bundesgebiet rechtfer-

tigen.  



 

10 

§ 15 

Umsetzung der Beschlüsse der Härtefallkommission 

 

(1) Die Geschäftsstelle informiert unverzüglich die Antragstellerin oder den Antrag-

steller, die zuständige Ausländerbehörde und die für das Aufenthaltsgesetz zuständi-

ge oberste Landesbehörde über die Beschlussfassung. 

(2) Die für das Aufenthaltsgesetz zuständige oberste Landesbehörde trifft im Falle 

eines Härtefallersuchens die Entscheidung nach § 23a Absatz 1 des Aufenthaltsge-

setzes. Sofern sie dem Härtefallersuchen folgt, kann sie im Rahmen der Fachaufsicht 

und im öffentlichen Interesse anordnen, dass der Ausländerin oder dem Ausländer 

abweichend von den im Aufenthaltsgesetz festgelegten Erteilungs- und Verlänge-

rungsvoraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die Entscheidung kann 

im Einzelfall unter Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, ob der Lebensunterhalt 

gesichert ist oder eine schriftliche und vollstreckbare Verpflichtungserklärung im Sin-

ne des § 68 des Aufenthaltsgesetzes abgegeben wird. Die Anordnung der Erteilung 

einer Aufenthaltserlaubnis erfolgt gegenüber der zuständigen Ausländerbehörde. 

(3) Die Annahme eines Härtefalls ist in der Regel ausgeschlossen, wenn die Auslän-

derin oder der Ausländer Straftaten von erheblichem Gewicht begangen hat. Eine 

Straftat von erheblichem Gewicht liegt dann vor, wenn die Voraussetzungen des 

§§ 53 oder 54 des Aufenthaltsgesetzes erfüllt sind. 

(4) Die für das Aufenthaltsgesetz zuständige oberste Landesbehörde teilt der Ge-

schäftsstelle das Ergebnis der Prüfung schriftlich mit. Folgt sie dem Ersuchen der 

Härtefallkommission nicht, muss sie die Entscheidung begründet mitteilen. Die Ge-

schäftsstelle unterrichtet die Mitglieder der Härtefallkommission.  

 

§ 16 

Verschwiegenheitspflicht der Kommissionsmitglieder 

 

Die Mitglieder der Härtefallkommission sind verpflichtet, über personenbezogene In-

halte der Sitzungen und alle Angelegenheiten, die mit der Mitgliedschaft in der Kom-

mission zusammenhängen, Verschwiegenheit zu wahren.  
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Artikel 2 

 

Landesverordnung über die Erstattung von Aufwendungen für 

leistungsberechtigte Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

(AsylbLG-Erstattungsverordnung) 

 

 

§ 1 

Erstattungen 

 

(1) Das Land erstattet den Kreisen und kreisfreien Städten 70% der aufgrund der 

Bestimmungen des Asylbewerberleistungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 5. August 1997 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 

Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2020), erbrachten notwendigen Leistungen. 

Kostenerstattungen zwischen Leistungsträgern nach Maßgabe der Bestimmungen 

des Asylbewerberleistungsgesetzes sind vorrangig in Anspruch zu nehmen.  

 

(1a) Im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2021 wird für erbrachte 

notwendige Leistungen an Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfänger nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz anstelle des Erstattungssatzes in Absatz 1 Satz 1 

eine abweichende Erstattungsquote (ganze Zahl) jährlich neu festgelegt. Die Be-

rechnung dieser auf ganze Zahlen gerundeten Quote für das entsprechende Kalen-

derjahr erfolgt regelmäßig bis zum 28. Februar des Folgejahres durch die für das 

Asylbewerberleistungsgesetz zuständige oberste Landesbehörde und wird den Krei-

sen und kreisfreien Städten schriftlich mitgeteilt. Der Berechnung werden die nach-

folgenden Basisdaten aus dem jeweiligen Vorjahr zugrunde gelegt:  

 

1. Mittelwert aus der Zahl der Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfän-

ger nach dem Asylbewerberleistungsgesetz an den Stichtagen 1. Januar, 

31. März, 30. Juni, 30. September, 31. Dezember,  

 

2. Mittelwert der monatlichen Zahl der unerledigten Asylerstverfahren beim Bun-

desamt für Migration und Flüchtlinge,  

 
3. Gesamtzahl der abgelehnten Asylanträge beim Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge am 31. Dezember. 

 
(2) Kosten der Herrichtung, Einrichtung und des Betriebes von Gemeinschaftsunter-

künften einschließlich der Personalkosten der in Gemeinschaftsunterkünften Be-

schäftigten erstattet das Land nur nach vorheriger Anerkennung. Die Höhe der Er-

stattungsleistungen richtet sich nach Absatz 1 Satz 1.  

 

(2a) Im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2021 richtet sich die 

Höhe der Erstattungsleistungen für die Kosten der Herrichtung, Einrichtung und des 

Betriebes von anerkannten Gemeinschaftsunterkünften einschließlich der Personal-

kosten der in diesen Gemeinschaftsunterkünften Beschäftigten nach Absatz 1a 

Satz 1.  
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(3) Verwaltungskosten werden nicht erstattet.  

 

(4) Die für das Asylbewerberleistungsgesetz zuständige oberste Landesbehörde 

regelt die näheren Einzelheiten des Erstattungsverfahrens einschließlich des Verfah-

rens zur Anerkennung einer Unterkunft als Gemeinschaftsunterkunft durch Verwal-

tungsvorschrift.  

 

 

 

Artikel 3 

 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten 

die Ausländer- und Aufnahmeverordnung vom 19. Januar 2000 (GVOBl. Schl.-H. 

S. 101), zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Oktober 2020 (GVOBl. Schl.-H. 

S. 750), sowie die AsylbLG-Erstattungsverordnung vom 5. Dezember 1996 (GVOBl. 

Schl.-H. S. 725), zuletzt geändert durch Verordnung vom 5. November 2019 (GVOBl. 

Schl.-H. S. 525), außer Kraft. 

 

 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.  

 
 

Kiel,  

 

 

 

D a n i e l  G ü n t h e r                            D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k 

     Ministerpräsident                                                           Ministerin  

                                                                 für Inneres, ländliche Räume, Integration 

                                                                                    und Gleichstellung 
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Begründung  

A. Allgemeiner Teil 

Die Ausländer- und Aufnahmeverordnung (AuslAufnVO) ist seit ihrem Inkrafttreten 
am 23. November 1999 insgesamt dreizehnmal den sich aus Landes- wie Bundes-
recht ergebenden Änderungen angepasst worden, ohne dass eine grundlegende 
Novellierung stattgefunden hat. 
Die zahlreichen Änderungen in der Vergangenheit machten die Verordnung unüber-
sichtlich, so dass umfassender Änderungsbedarf, insbesondere redaktioneller Art, 
besteht. Die AuslAufnVO wird neu strukturiert und sprachlich einheitlich gefasst. Die 
Behördenbezeichnungen werden neutral gefasst, um Folgeänderungen bei künftigen 
Namensänderungen von Ressorts und Behörden, die insbesondere in Hinblick auf 
die anstehende neue Legislaturperiode zu erwarten sind, zu vermeiden. Regelungen, 
die nicht (mehr) erforderlich sind, werden in den Entwurf nicht aufgenommen. 
Darüber hinaus wird dem Ziel Schleswig-Holsteins einer humanitären Aufnahme und 
Verteilung von Flüchtlingen Rechnung getragen. Es werden umfassende Neurege-
lungen im Bereich der Verteilung, der Umverteilung und der Zuweisung der aufge-
nommenen Personen vorgenommen.  
 
Die Erstattungsverordnung (AsylbLGErstV) vom 5. Dezember 1996 muss in Folge 
der Neufassung des LAufnG neu erlassen werden. Inhaltlicher Änderungsbedarf be-
steht nicht.  
 
B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 
Zu § 1 
Entspricht dem bisherigen § 1 AuslAufnVO. 
 
Zu § 2 
Inhaltlich keine wesentliche Änderung gegenüber den bisherigen §§ 5, 6 AuslAufnVO. 
Die Zuständigkeiten und Aufgaben des Landesamtes werden zwecks Strukturierung 
und übersichtlicher Gestaltung der AuslAufnVO zusammengeführt. Zusätzlich aufge-
führt wird in Nummer 4 die durch LAufnG (neu) begründete neue Aufgabe des Lan-
desamtes über Umverteilungsentscheidungen.  
 
Zu § 3 
Entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 3 AuslAufnVO und bezüglich des Ab-
satzes 7 dem bisherigen § 4 Absatz 2 AuslAufnVO.  
Es wird ein neuer Absatz 2 eingefügt, mit dem eine ausdrückliche örtliche Zuständig-
keitsregelung für Haftfälle geschaffen wird. Die allgemeine örtliche Zuständigkeit der 
Ausländerbehörden regelt sich grundsätzlich nach § 31 LVwG. Aufgrund einer bisher 
fehlenden Zuständigkeitsregelung in Haftfällen ist die Zuständigkeit bisher insbeson-
dere bei „reisenden“ Straftätern ohne festen Wohnsitz in Deutschland vielfach strei-
tig, so dass zeitkritische Fälle (z.B. anstehende Haftentlassung) unter Umständen 
nicht rechtzeitig bearbeitet werden. Die Schaffung einer Zuständigkeitszuweisung für 
Haftfälle schafft Rechtssicherheit. Danach ist im Falle „reisender“ Straftäter die Aus-
länderbehörde zuständig, in deren Bezirk die erstmalige Feststellung einer Straftat 
erfolgt, oder wenn die Straftat außerhalb Schleswig-Holsteins begangen wurde und 
der Täter erstmalig in Schleswig-Holstein inhaftiert wurde, die Ausländerbehörde am 
Ort der ersten Haftanstalt. 
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Zu § 4 
Entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 7 AuslAufnVO.  
In Absatz 1 wird ein Satz 2 angefügt, der es dem Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge ermöglicht, den Kreisen und kreisfreien Städten im Einvernehmen oder 
auf deren Antrag bestimmte Personengruppen auch über ihre quotale Aufnahmever-
pflichtung hinaus zuzuweisen. Darunter fallen die Personenkreise der Ausländerin-
nen und Ausländer im Sinne von § 1 Absatz 1 Asylgesetz, Personen nach § 1 Ab-
satz 1 Nummer 3 LAufnG (Resettlement-Flüchtlinge) und jüdische Zuwanderer*innen 
sowie Personen, die durch die schleswig-holsteinischen Landesaufnahmeprogramme 
nach § 23 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz aufgenommen werden. Hintergrund ist die be-
reits in der Vergangenheit mehrfach erklärte Bereitschaft der Kreise und kreisfreie 
Städte, zusätzlich Personen aufzunehmen, so geschehen beispielsweise bei dem 
Brand des Flüchtlingslagers in Moria im September 2020. Dem trägt die neue Rege-
lung Rechnung. Zudem können Land und Kommunen künftig ihre zusätzliche Auf-
nahmebereitschaft politisch postulieren.  
In Absatz 3 werden in Anlehnung an § 50 Absatz 4 Asylgesetz künftig auch humani-
täre Gründe von vergleichbarem Gewicht wie Ehe und (Kern-)Familie bei der landes-
internen Verteilung berücksichtigt. So wird beispielsweise auch ins Ermessen einbe-
zogen, ob Zuwander*innen aufgrund von Krankheit auf Pflege oder Unterstützung 
angewiesen sind. In diesen Fällen kann eine Verteilung zu Angehörigen, die diese 
Pflege übernehmen, erfolgen. Neu geschaffen wir ein Satz 2, der auch die Berück-
sichtigung weiterer persönlicher Belange der Zuzuweisenden bei der Verteilung er-
möglicht. 
Neu geschaffen wird Absatz 4. Die nicht abschließende Aufzählung von Regelbei-
spielen, die einen humanitären Grund darstellen können, schafft Klarheit in der 
Rechtsanwendung. So kann neben den Belangen besonders schutzbedürftiger Per-
sonen beispielsweise auch die Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung oder 
eines Studiums für eine Verteilentscheidung maßgebend sein. In Nummer 6 wird zu-
dem dem am 23. Januar 2019 im Landtag beschlossene Antrag geflüchtete Frauen 
besser zu unterstützen (Drs. 19/1201) Rechnung getragen.  
 
Zu § 5 
Es wird eine – bislang fehlende – landesrechtliche Regelung für die landesinterne 
Umverteilung von Asylsuchenden geschaffen. Hierzu bedurfte es in der Vergangen-
heit eines Rückgriffs auf das Bundesrecht. Die in das Ermessen zugunsten der Zu-
wander*innen einzustellenden Belange sind insoweit erweitert und gehen über die in 
§ 51 Absatz 1 Asylgesetz genannten hinaus. Damit wird das Ziel der Landesregie-
rung, die Aufnahme und Verteilung von Geflüchteten humanitär und integrationsori-
entiert zu gestalten, befördert.  
Namentlich die Umverteilung zu Erwerbs-, Ausbildungs- und Studienzwecken liegt 
auch im allgemeinen gesellschaftlichen Interesse: Zum einen wird die Integration der 
Zuwander*innen in Ausbildung, Arbeit und Studium und damit zusammenhängend 
auch die ökonomische Unabhängigkeit gefördert und damit zur Entlastung der Sozial-
systeme beigetragen. Zum anderen wird das gedeihliche Zusammenleben innerhalb 
der Zivilgesellschaft gestärkt. Eine landesinterne Umverteilung ist bereits vor der tat-
sächlichen Aufnahme durch Vorlage entsprechender Nachweise möglich. 
Schleswig-Holstein geht mit der Aufnahme einer solchen Regelung ins Landesauf-
nahmerecht, wie auch Bayern und Brandenburg, deutlich über die Tatbestandsvor-
aussetzungen in § 51 Asylgesetz (Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen, 
humanitäre Gründe von vergleichbarem Gewicht) hinaus.  



 

15 

Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, aus Gründen des öffentlichen Interesses, 
insbesondere der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder humanitären Gründen 
von vergleichbarem Gewicht oder auf Antrag der aufgenommenen Person, eine lan-
desinterne Umverteilung auf einen anderen Kreis oder eine andere kreisfreie Stadt 
vorzunehmen. Die Entscheidung über eine Umverteilung trifft das Landesamt für Zu-
wanderung und Flüchtlinge im Benehmen mit der Ausländerbehörde, zu der die Um-
verteilung erfolgen soll. 
Hiermit wird des Weiteren dem Ziel der Landesregierung, einer humanitären Ausge-
staltung der Aufnahme und Verteilung, insbesondere von Geflüchteten, Rechnung 
getragen. 
 
Zu § 6 
Entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 8 AuslAufnVO.  
In Absatz 2 wird ein Satz 2 angefügt. Zahlreiche schleswig-holsteinische Kommunen 
haben sich in der Vergangenheit bereit erklärt, über ihre Aufnahmequote hinaus zu-
sätzliche Flüchtlingskontingente aufzunehmen. Der Landtag hat zum Thema „Sichere 
Häfen“ gemäß Landtagsdrucksache 19/1735 vom 26.09.2019 auf der 25. Tagung am 
27.09.2019 beschlossen: „Schleswig-Holstein ist und bleibt ein sicherer Hafen und 
steht auch zukünftig an der Seite aufnahmebereiter Kommunen.“ Zugleich wurde die 
Landesregierung gebeten zu prüfen, welche rechtlichen Bedingungen für die Auf-
nahme zusätzlicher Flüchtlingskontingente durch die Kommunen möglich ist. Dieser 
Bitte wird nachgekommen.  
Um dem Ziel des Antrages und dem Wunsch der Kommunen Rechnung zu tragen, 
wird eine Rechtsgrundlage geschaffen, die besonders aufnahmebereiten Kommunen 
eine über ihre Aufnahmequote hinausgehende Zuweisung ermöglicht. 
Dies gilt unmittelbar für aufnahmebereite kreisfreie Städte. Entsprechenden Wün-
schen bzw. Bitten von kreisangehörigen Gemeinden und Ämtern auf Zuweisung sol-
len die Kreise, denen die kreisinterne Verteilung obliegt, entsprechen. Für die Kreise 
ergeben sich dabei keine zusätzlichen Belastungen, da die Kreisquote unverändert 
bleibt. 
 
Zu § 7 
Entspricht dem bisherigen § 8a AuslAufnVO. 
 
Zu § 8 
Entspricht dem bisherigen § 9 AuslAufnVO. 
 
Zu §§ 9-16 
Die bisherigen §§ 10-17 AuslAufnVO finden sich nun in §§ 9 ff. wieder. Die Behör-
denbezeichnungen werden so gefasst, dass sie unabhängig von möglichen Namens-
änderungen sind. Dies ist insbesondere in Hinsicht auf neu anstehende Legislaturpe-
rioden, die meist mit einer Änderung der Ressortbezeichnungen verbunden sind, von 
Bedeutung.  
 

Zu Artikel 2 

In Folge der Neufassung des Landesaufnahmegesetzes, welches das alte LAufnG 

und das alte AG AsylbLG vereint, ist die Erstattungsverordnung neu zu fassen. In-

haltliche Änderungen ergeben sich nicht.  
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Zu Artikel 3 

Regelt das Inkrafttreten und gleichzeitig das Außerkrafttreten der bisherigen Auslän-

der- und Aufnahmeverordnung sowie der bisherigen Erstattungsverordnung. 


	Leere Seite
	Übersendungsschreiben PIG AsylbLG ErstattungsVO mit VO.pdf
	Übersendungssschreiben PIG AsylbLG ErstattungsVO
	AsylbLG ErstattungsVO




